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Reichs⸗Geſetzblatt. 
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Inhalt: Verordnung, betreffend die Abänderung und Ergänzung der Beſtimmungen über die Tagegelder und 
Juhrkoſten von Beamten ber Reichs⸗Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung. S. 491. 


(Nr. 2185.) Verordnung, betreffend die Abänderung und Ergänzung der Beſtimmungen 
über die Tagegelder und Fuhrkoſten von Beamten der Reichs ⸗Poſt⸗ und 
Telegraphenverwaltung. Vom 27. Juni 1894. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen e. 


verordnen im Namen des Reichs, auf Grund des F. 18 des Reichsbeamtengeſetzes 
vom 31. März 1873, im Einvernehmen mit dem Bundesrath, was folgt: 


Artikel 1. 
An die Stelle der $$. 2 und 3 der Verordnung, betreffend die Tage⸗ 
gelder und Fuhrkoſten von Beamten der Reichs-Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung, 
vom 29. Juni 1877 eichs⸗Geſetzbl. S. 545) treten die nachfolgenden Vorſchriften: 


$. 2. 

Die im F. 1 für Poſtinſpektoren und Telegrapheninſpektoren 
beſtimmten Vergütungen erhalten auch Vorſteher von Bahnpoſtämtern 
und von Poſtämtern I und II bei Reifen zur Beaufſichtigung des 
Poſtdienſtes auf denjenigen Eiſenbahnſtrecken, auf welchen der Poſt⸗ 
betrieb ihrer Leitung unterſtellt iſt. Dasſelbe gilt — ausgenommen 
den Tagegeldſatz — für die gleichartigen Reiſen der Vorſteher von 
Poſtämtern III. ss 


Die $$. 1 und 2 finden auf Beamte, welche einen der dort be⸗ 
zeichneten Beamten vertreten, falls die Vertretung länger als einen 
Monat dauert, vom zweiten Monat ab ebenfalls Anwendung, ſofern 
der Vertreter für ſeine Perſon nach §. 1 der Verordnung vom 
21. Juni 1875 Reichs⸗Geſetzbl. S. 249) auf einen Tagegeldſatz von 


mehr als 6 Mark Anſpruch hat. 
Reichs ⸗Geſetzbl. 1894. 79 


Ausgegeben zu Berlin den 2. Juli 1894 
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Artikel 2. 
Hinter dem F. 3 find folgende Beſtimmungen einzuſchalten: 


J. 

Die bei der Herſtellung und Unterhaltung der Reichs ⸗Telegraphen⸗ 
und Fernſprechanlagen beſchäftigten Beamten — Telegraphen⸗Bau⸗ 
führer beziehungsweiſe Leitungsreviſoren und deren Vertreter — ſowie 
die angeſtellten Telegraphen-Leitungsaufſeher erhalten bei Dienſtreiſen 
innerhalb ihres Amts⸗(Ober⸗Poſtdirektions⸗ Bezirks folgende ermäßigte 
Entſchädigungen: 

1. bei den Reiſen auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen: 

die Telegraphen⸗Bauführer und Leitungsreviſoren 
1 Mark 50 Pfennig, 
die Leitungsaufſehe n e 
für jeden Bus und Abgang; 
2. bei den mittelſt Perſonenpoſten oder regelmäßiger Privat⸗ 
Perſonenfuhrwerke oder zu Fuß ausgeführten Reiſen: 
die Telegraphen⸗Bauführer und Leitungsreviſoren 
N 20 Pfennig, 
die Leitungsaufſehenrrr e 10 
für das Kilometer. 

Für die Dienſtgänge auf der Arbeitsſtrecke und die zwiſchen dem 
Orte des Dienſtgeſchafts beziehungsweiſe Nachtquartier und der Arbeits 
ſtrecke zurückgelegten Wege find Fuhrkoſten nicht zahlbar. An Stelle 
derſelben wird dieſen Beamten für die Dauer ihrer Beſchäftigung 
außerhalb des Wohnortes, ſofern die Arbeitsſtelle mindeſtens 2 Kilometer 
von der Grenze desſelben entfernt iſt, eine von der oberſten Poſtbehorde 
nach Ober-Poſtdirektionsbezirken feſtzuſetzende Bauſchvergutung gewährt, 
und zwar: 

den Telegraphen⸗Bauführern und Leitungsreviſoren von 
1 bis 2 Mark, 
den Leitungsaufſehern voennnnnn er: 50 bis 75 Pfennig 
für jeden Arbeitstag. 

Die nach den vorſtehenden Beſtimmungen den angeſtellten Leitungs- 
aufſehern gebührenden Vergütungen ſind auch denjenigen angeſtellten 
Unterbeamten zu gewähren, welche vertretungs- oder aushulfsweife 
im Leitungsaufſeher⸗Dienſte verwendet werden. 

Die nicht angeſtellten Leitungsaufſeher und die Telegraphen⸗ 
vorarbeiter erhalten bei ihrer Beſchäftigung außerhalb des Wohnortes 
neben dem Tagegeld ein von der oberſten Poſtbehörde feſtzuſetzendes 
Zehrgeld bis zum Höchſtbetrage von 3 Mark für den Tag und außer⸗ 
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dem eine Entſchädigung für die Auslagen an Fahrgeld in Höhe der 
wirklich aufgewendeten Beträge, bei Reiſen auf Eiſenbahnen nach den 
Sätzen für die dritte Wagenklaſſe. 


F. 3 b. 


Den bei der Herſtellung und Unterhaltung der Telegraphen⸗ und 
Fernſprechanlagen beſchäftigten Beamten und Leitungsaufſehern des 
Ober⸗Poſtdirektionsbezirks Berlin ſteht für die Beſchäftigung innerhalb 
dieſes Bezirks ein Anſpruch auf Tagegelder und Fuhrkoſten nicht zu. 
An Stelle dieſer Gebühren und zur Beſtreitung der Mehrausgaben 
für Kleidung und für Beköſtigung außerhalb der Wohnung, ſowie 
der für Pferdebahn⸗, Droſchken⸗ u. ſ. w. Fahrten aufzuwendenden 
Beträge haben dieſe Beamten folgende Bauſchvergütungen zu erhalten: 


die Oberſekretäre und Sekretäre 4 Mark 50 Pfennig, 
die Oberaſſiſtenten und Aſſiſtenten Dep EHE Un 
die Leitungsaufſeheeꝭ rr 1 0 


für jeden Arbeitstag, jedoch mit der Maßgabe, daß für Diejenigen 
Tage, auf welche nicht wenigſtens fünf volle Arbeitsſtunden entfallen, 
nur die Hälfte der vorbezeichneten Sätze zahlbar iſt. 
Artikel 3. 
Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1894 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 
Gegeben an Bord M. Y. „Hohenzollern“ Eckernförde, den 27. Juni 1894. 


(L. S.) Wilhelm. 


Graf von Caprivi. 


Herausgegeben im Neichsamt des Innern. 


Berlin, gedruckt in der Neichsdrucerei. 
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